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Ergänzende schriftliche Information zum mündlichen Bericht zu den finanziellen 
Auswirkungen des „Söhlickgipfels" im Finanzausschuss am 12.01.2023 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

in der Sitzung des Finanzausschusses am 12. Januar 2023 wurde das MEKUN ange­
sichts der am 20. Dezember 2022 auf dem sog. „Schlickgipfel" erzielten Verständigung 
über die Verbringung von Sediment aus dem Hamburger Bereich der Tideelbe gebeten, 
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ergänzend schriftlich und unter Bezugnahme auf das Eckpunktepapier von 2016 über 
Geldzahlungen Hamburgs infolge des Schlickgipfels zu informieren. 

Dieser Bitte komme ich gerne nach. 

Der Finanzausschuss verfolgt eine Vereinnahmung von Zahlungen in den Landeshaus­
halt. Hintergrund dieser Forderung des Finanzausschusses ist der Landtagsbeschluss 
zum Bericht des Landesrechnungshofs, der in Zif. 18 der LT-Drs. 19/2950 vom 6. Mai 
2021 (Bericht und Beschlussempfehlung des Finanzausschusses) zum Ausdruck kommt: 

„18. Einnahmen aus dem Hamburger Baggergut gehören in den Landeshaushalt 
Der Finanzausschuss teilt die Feststellungen des Landesrechnungshofs. Er bittet 
das MELUND bis zum 30. September 2021 um einen Entscheidungsvorschlag, wie 
die Zahlungen aus künftigen Vereinbarungen mit Hamburg unter Wahrung der 
Kontroll- und Entscheidungsrechte des Parlaments über den Landeshaushalt ver­
einnahmt und verwendet werden können." 

Der Landtagsbeschluss war über TOP 48 der Sammeldrucksache 19/3017 vom 18. Mai 
2021 einstimmig ergangen. 

Bisher erfolgen die freiwilligen Zahlungen Hamburgs im Rahmen der Sedimentverbrin-
gung zum Schlickfallgebiet bei Tonne E 3 auf der Grundlage des im Februar 2016 mit 
Hamburg abgeschlossenen Eckpunktepapiers an die Nationalparkstiftung. Das Eck­
punktepapier ist bereits verumdruckt unter Umdruck 18/5621. Darin heißt es unter Zif. 9.: 

„9. Hamburg erklärt sich weiterhin bereit, je t (TDS) Baggergut einen Beitrag von 
zukünftig 5 Euro (entsprechend ca. 2,5 € je m3) in die gegründete Stiftung Natio­
nalpark Schleswig-Holstein zu überweisen." 

Infolge der oben genannten Beschlusslage des schleswig-holsteinischen Landtags hat 
das damalige MELUND am 31. August 2021 (Umdruck 19/6288) für die vom Landtag 
adressierten „Zahlungen aus künftigen Vereinbarungen" die Errichtung eines Sonderver­
mögens vorgeschlagen. Zugleich wurde darauf hingewiesen, dass die seinerzeit zugelas­
senen Sedimentmengen voraussichtlich im Laufe des Jahres 2022 ausgeschöpft sein 
würden. 

Daraufhin hatte der Finanzausschuss in seiner Sitzung am 21. Oktober 2021 um die Vor­
lage eines Zeitplans für die Errichtung eines Sondervermögens bzw. die Gestaltung einer 
Vereinbarung mit Hamburg gebeten. Dieser Bitte ist das MELUND mit Schreiben vom 17. 
November 2021 (Umdruck 19/6718) nachgekommen. Hierin wurde auf die notwendige 
strikte Trennung zwischen dem Verfahren für die umweltrechtlichen Zulassungen einer­
seits und der politischen Vereinbarung zu freiwilligen Zahlungen Hamburgs sowie mit der 
damit zusammenhängenden Errichtung eines Sondervermögens andererseits hingewie­
sen. 
Aufgrund von Verzögerungen in der Antragserarbeitung und der Antragstellung seitens 
Hamburgs haben sich die dortigen Zeitangaben überholt. Der Antrag soll seit letztem Frei­
tag vorliegen. 
Die vom Landtag adressierte künftige Vereinbarung soll ab Februar 2023 mit Hamburg 
verhandelt werden. 



- 3 -

Vorder Beantragung einer Anschlusslösung und vordem Beginn der Verhandlungen über 
eine künftige Vereinbarung fand im Dezember 2022 der o.g. „Schlickgipfel" statt, um das 
Problem der kurzfristig notwendigen Verbringung von Sediment aus der Hamburger 
Tideelbe zu lösen und damit die von Hamburg zunächst beabsichtigte Verbringung nahe 
Scharhörn abzuwenden. Die Lösung erfolgte damit auf der Grundlage der bestehenden 
umweltrechtlichen Zulassungen und des bestehenden Eckpunktepapiers. 

Bei einer detaillierteren Betrachtung stellt sich dies wie folgt dar: 

1. Lösung des Schlickaipfels im Rahmen der bestehenden Zulassungen sowie des Eck­
punktepapiers von 2016 
Am 20.12.2022 fand der politische Schlickgipfel der Länder Hamburg, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein sowie der Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt statt/Die 
Partner trafen eine gemeinsame Vereinbarung, um die akut bestehende Sedimentproble­
matik in der Tideelbe/Zufahrt zum Hamburger Hafen zu lösen. Diese sehr kurzfristig ver­
handelte Vereinbarung im Rahmen des Schlickgipfels enthält keine Aussagen über (frei­
willige) Zahlungen. Das o.g. Eckpunktepapier von 2016 (Umdruck 18/5621) blieb somit 
unberührt. 
Dabei ist zwischen den umweltrechtlichen Zulassungen einerseits und dem für die freiwilli­
gen Zahlungen relevanten Eckpunktepapier von 2016 andererseits strikt zu trennen. Das 
Eckpunktepapier selbst enthält zwar auch grundsätzliche Aussagen in Bezug auf die Ver­
bringungen bei Tonne E3, aber keine Aussagen zu verbringbaren Jahres- oder Gesamt­
mengen sowie keine konkreten Aussagen zu umweltrechtlichen Auflagen. Dies ist allein 
Regelungsgegenstand der Zulassungen. 
Diese Zulassungen stammen aus dem Jahr 2016 und wurden zwischenzeitlich mehrfach 
geändert, vor dem Schlickgipfel zuletzt 2021. Die Gesamtlaufzeit endet erst 2024. Die den 
umweltrechtlichen Zulassungen zugrundeliegende Prognose der Auswirkungen der Bag-
gergutverbringung auf die Umwelt (sog. Auswirkungsprognose) ging aufgrund der damals 
prognostizierten durchschnittlichen Schadstoffbelastungen des Baggerguts von Jahres­
mengen bis zu 1,5 Mio. t Trockensubstanz (tTS) aus. Die von Schleswig-Holstein für den 
Zeitraum ab 2016 bisher durch Zulassungen bewilligten Baggermengen in Höhe von 10 
Mio. tTS waren Anfang Dezember 2022 ausgeschöpft. Grundlage der Bewilligung dieser 
10 Mio. tTS war, dass die Auswirkungsprognose von 2019 davon ausging, dass hiermit 
die für die Verbringung tolerierbare Schadstofffracht aufgebraucht sein würde. Die Bag­
gergutuntersuchungen ergaben jedoch, dass unter dem Aspekt der Schadstofffrachten, 
die gemäß Auswirkungsprognose von 2019 tolerierbar sind, Spielraum für die Verbrin­
gung weiterer 330.000 tTS war. Die Hamburg Port Authority stellte daher, wie beim 
Schlickgipfel vereinbart, am 22.12.2022 den Antrag auf eine zeitlich befristete Mengener­
höhung in Höhe von 330.000 tTS. Am 29.12.2022 ließ das MEKUN die Verbringung die­
ser Mehrmenge befristet bis zum 30.06.2023 zu. Durch die Zulassung dieser Mehrmenge 
für Tonne E3 verzichtet Hamburg bis auf weiteres auf die ursprünglich für Januar 2023 
vorgesehenen Verbringungen bei Scharhörn. 
Da die Verbringungen im Rahmen der bestehenden Zulassungen und auf Grundlage 
des vorgenannten Eckpunktepapiers von 2016 stattfinden, sind wie bisher Zahlungen 
an die Nationalparkstiftung zu leisten. 

2. Anschlusslösung 
Im Rahmen des bevorstehenden und voraussichtlich im Sommer 2023 abzuschließenden 
neuen Antrags- und Zulassungsverfahren für die künftigen Verbringungen bei 
Tonne E3 soll die Verbringung von jährlich 2 Mio. tTS über 10 Jahre beantragt und zuge­
lassen werden. Hamburg hat bereits grundsätzlich signalisiert, die freiwilligen Zahlungen 
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im Rahmen der bisherigen Zweckbestimmung fortführen zu wollen. Für die freiwilligen, 
an die verbrachte Sedimentmenge gebundenen Zahlungen Hamburgs an Schleswig-Hol­
stein wird derzeit eine Fortschreibung der Eckpunktevereinbarung aus 2016 sowie die 
Gründung eines Sondervermögens durch ein entsprechendes Landesgesetz vorbereitet, 
in dem auch der Zweck der Mittelverwendung geregelt werden soll. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Katja Günther 

Anlagen: 

• Umdruck 18-5621 - Gemeinsame Eckpunkte Hamburgs und Schleswig-Holsteins 
zum Erstellen eines Sedimentmanagements (sog. Eckpunktepapier) 

• Umdruck 19-6288 - VSt-Schreiben vom 31.082021 - Künftige Verwendung der frei­
willigen Zahlungen aus der Verbringung von Baggergut aus dem Hamburger Hafen 

• Umdruck 19-6718 - VSt-Schreiben vom 17. 11. 2021 - Vorlage des Zeitplans für 
das Zulassungsverfahren zur zukünftigen Verbringung von Baggergut bei Tonne 
E3 bzw. die Gestaltung einer Vereinbarung mit Hamburg zu zukünftigen Zahlungen 
und die Errichtung eines Sondervermögens. 
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Künftige Verwendung der freiwilligen Zahlungen aus der Verbringung von Bagger- 
gut aus dem Hamburger Hafen 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

der Finanzausschuss hatte sich im vertraulichen Teil seiner Sitzung am 5. November 

2020 mit den Bemerkungen des Landesrechnungshofes zur Verwendung der Zahlungen 

der Freien und Hansestadt Hamburg für die Verbringung von Baggergut aus dem Ham- 

burger Hafen beschäftigt. 

gesehen 
und weitergeleitet 
Kiel, den 13.09.2021 
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Der Landesrechnungshof hatte in den Prüfbemerkungen 2020 insbesondere kritisiert, 

dass die Zahlungen, zu denen sich Hamburg in den Gemeinsamen Eckpunkten vom Feb- 

ruar 2016 verpflichtet hat, ohne Beteiligung des Haushaltsgesetzgebers der Nationalpark- 

stiftung Schleswig-Holstein zufließen. Ich hatte in der Sitzung dargelegt, dass das 

MELUND – ohne die gute Arbeit der Nationalparkstiftung in Abrede zu stellen - die Kritik 

des Landesrechnungshofes ernst nimmt und eine geänderte Verfahrensweise entwickeln 

wird, die die Beteiligung des Landtages sicherstellt. Dabei hatte ich betont, dass eine Än- 

derung der Verfahrensweise nur für die Zukunft möglich ist und voraussetzt, dass die 

Freie und Hansestadt Hamburg bei evtl. künftigen Verbringungen von Baggergut zur 

Tonne E3 bereit ist, freiwillige Zahlungen zu leisten. 

 
Der Finanzausschuss hatte sich in seiner Sitzung am 05. November 2020 die Kritik des 

Landesrechnungshofes zu eigen gemacht und das MELUND um einen Vorschlag gebe- 

ten, wie die Zahlungen aus künftigen Vereinbarungen mit Hamburg unter Wahrung der 

Kontroll- und Entscheidungsrechte des Parlaments über den Landeshaushalt vereinnahmt 

und verwendet werden können. Die diesbezüglichen Überlegungen hat Minister Albrecht 

bereits in der Sitzung des Finanzausschusses am 5. August vorgestellt. Ich möchte sie 

nachfolgend schriftlich darlegen. 

 
Die derzeit zugelassenen Sedimentmengen werden voraussichtlich im Laufe des Jahres 

2022 ausgeschöpft sein. Die Freie und Hansestadt Hamburg hat bereits deutliches Inte- 

resse bekundet, auch künftig das bei den notwendigen Unterhaltungsbaggerungen in den 

Hamburger Landeshafengewässern und der Stromelbe anfallende Sediment im Schlick- 

fallgebiet der schleswig-holsteinischen Küstengewässer der Nordsee bei der Tonne E3 zu 

verbringen. Im Falle einer Anschlusszulassung wäre mit der Freien und Hansestadt Ham- 

burg eine neue Vereinbarung zu treffen, die hinsichtlich der freiwilligen Zahlungen Ham- 

burgs das bestehende Eckpunktepapier vom Februar 2016 ablöst. 

 
Die auf dieser neuen Grundlage zu zahlenden Mittel sollten in ein neu zu errichtendes 

Sondervermögen fließen. Die Höhe des Betrags und die Verwendungsbreite sind Gegen- 

stand eines politischen Aushandlungsprozesses zwischen beiden Ländern, dessen Er- 

gebnis in der neuen Vereinbarung und im Gesetz zur Errichtung des Sondervermögens 

seinen Niederschlag finden wird. In den Aushandlungsprozess sollen entsprechend der 

von Minister Albrecht am 5. August im Finanzausschuss gegebenen Zusicherung der Fi- 

nanz- und der Agrar- und Umweltausschuss des Landtags eingebunden werden. 
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Ein Sondervermögen bietet folgende Vorteile: 

 
1. Die Errichtung erfolgt durch ein Gesetz, das vom Landtag beschlossen wird. Die 

Modalitäten und insbesondere die Verwendungszwecke des Sondervermögens 

werden vom Parlament direkt festgelegt. 

2. Da die Zahlungen entsprechend den tatsächlichen Sedimentverbringungen unre- 

gelmäßig erfolgen und daher Mittelzu- und -abflüsse nicht exakt planbar sind, über- 

windet ein Sondervermögen die Jährlichkeitsgrenzen und ermöglicht sinnvolle 

mehrjährige Planungen. 

3. In Anbetracht des niedrigen Zinsniveaus ist es zielführend, über ein Sondervermö- 

gen Finanzmittel bereitzuhalten, die direkt in sinnvolle Maßnahmen fließen können. 

4. Die Mittel des Sondervermögens sind und bleiben öffentliches Geld, über das am 

Ende das Parlament die Entscheidungsverfügung hat. Die Forderungen des Lan- 

desrechnungshofes wären damit erfüllt. 

 
Vor dem Hintergrund, dass die geltenden Zulassungen erst in 2022 ausgeschöpft und 

eine Anschlusslösung erst im Laufe des Jahres 2022 auf den Weg gebracht werden kann, 

wird die Einrichtung des Sondervermögens erst in der kommenden Legislaturperiode er- 

folgen. Es sind daher aktuell keine diesbezüglichen Entscheidungen zu treffen. 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 

gez. 
 

Dr. Dorit Kuhnt 
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